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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Eckhardt, Lenz (Brühl), 
Dr. Löhr und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 

(Essigsäu resteuer ) 

- Drucksache 1963 - 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig: 

1. Die Essigsäuresteuer ist als Verbrauchsiabgabe 
erstmalig durch das Branntweinsteuer, gesetz vom 
15. Juli 1909 mit einem Satz von 0,30 M je kg 
wasserfreie Essigsäure eingeführt worden. Sie 
sollte das Gärungsessiggewerbe, das auf den Bezug 
von Branntwein angewiesen ist, gegenüber der da- 
mals in Betracht kommenden Holzessigindustrie 
schützen. Die Essigsäureverbrauchsabgabe wurde 
dn das erste Branntweinmonopolgesetz vom 26. Juli 
1918 übernommen, und zwar mit einem Satz von 
1,60 M/kg wasserfreie Säure. Bei Festlegung der 
Höhe der Essigsäure Verbrauchsabgabe wurde da- 
von ausgegangen, daß der Essigbranntweinpreis 
und die Essigsäureverbrauchsabgabe in einem be- 
stimmten Verhältnis zueinander stehen müßten. 
Das geltende Branintweinmonopolgesetz vom 
8. April 1922 (BranntwMonG) gestaltete den Satz 
der nunmehr als Essigsäuresteuer bezeichneten 
Essigsäureverbrauchsabgabe beweglich, um ihn 
jederzeit dem Steigen und Fallen des Essigbrannt- 
weinpreises anpassen zu können. Die Fassung der 
Bestimmung über den Steuersatz (§ 160 Branntw- 
MonG), die durch den vorliegenden Antrag ge- 
ändert werden soll, beruht auf der Gesetzesnovelle 
vom 21. Mai 1929, die gemeinsamen Anträgen des 
Gärungsessiggewerbes und der Essigsäureindustrie 
entsprach. 

2. Zur Begründung ihres Anliegens hatten die 
Antragsteller dem Gesetzentwurf — Drucksache 
1963 — • eine schriftliche Begründung gegeben, auf 
die Bezug genommen wird, um Wiederholungen zu 
vermeiden. In der 90. Sitzung des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen am 11. April 1956, in der 
der Gesetzentwurf beraten wurde, wiederholten die 


Antragsteller im wesentlichen ihre in der schrift- 
lichen Begründung gegebene Darstellung. Die Be- 
gründung basierte auf Angaben der Essigsäureindu- 
strie, denen das Gärungsessiggewerbe widersprochen 
hatte. Dieser Umstand veranlaßt e die Antragstel- 
ler von sich aus, im Ausschuß den Antrag zu stel- 
len, daß die einander widersprechenden Angaben 
der beiden beteiligten Gewerbezweige durch vom 
Bundesfinanzministerium durchzuführende Be- 
triebsprüfungen geklärt werden möchten. 

Nachdem der Regierungsvertreter zum Antrag 
noch ausgeführt hatte, daß es zumindest zweifel- 
haft erscheine, ob die tatsächlichen Produktions- 
verhältnisse sich so stark und nachhaltig geändert 
hätten, daß eine Änderung der Essigsäuresteuer 
gerechtfertigt sei, beschloß der Ausschuß, das Bun- 
desfinanzministerium um die Durchführung der 
beantragten Betriebsprüfungen und die Vorlage 
der Betriebsprüfungsergebnisse zu ersuchen. 

Durch Betriebsprüfung sollten folgende Feststel- 
lungen getroffen werden: 

a) über die Produktionsausbeute gut ausgerüsteter 
und gutgeleiteter Gärungsessigbetriebe, 

b) über den mengenmäßigen Karbideinsatz zur 
Herstellung von 100 kg Essigsäure und 

c) über die Kosten für die Produktionsstufen Kar- 
bid bis Acetaldehyd. 

Ferner sollte im Einvernehmen mit dem Bundes- 
wirtschaftsministerium zur Frage der Betriebsgrö- 
ßen aufklärendes Material vorgelegt werden. 

3. Mit Schreiben vom 5. April 1957 — III C/2 — 
V7030 — 8/57 — legte der Bundesminister der Finan- 
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zen dem Ausschuß das Ergebnis der Feststellungen 
der Zollbetriebsprüfer vor. 

Im Eingang des Vorlageberichts bemerkt der 
Bundesminister der Finanzen, daß er bereits in der 
90. Satzung des Ausschusses auf den Ausgleichs- 
charakter der Essigsäuresteuer und darauf hinge- 
wiesen habe, daß eine Störung dieser Ausgleichs- 
funktion und eine Verschiebung der Wettbewerbs- 
fähigkeit zugunsten einer der konkurrierenden 
Gruppen nicht zu bemerken sei. Seit dem Inkraft- 
treten der jetzigen Regelung im Jahre 1929 sei das 
Absatz Verhältnis beider Gruppen auf dem Essig- 
markt stabil geblieben, wenn von den anormalen 
Zeiten nach dem Zusammenbruch abgesehen 
würde. Nach Überwindung dieses Zeitraumes habe 
sich die Absatzlage wieder auf die alten Markt- 
anteile (etwa 70 v. H. Gärungsessig und 30 v. H. 
Essigsäure) eingespielt. Das zeige, daß die Stabili- 
tät durch die gegenwärtige Steuerregelung nicht 
gefährdet sei. Auch Absatz 3 des geltenden § 160 
BranntwMonG lasse deutlich erkennen, daß an eine 
Änderung des Steuersatzes nur bei nachhaltiger 
Gefährdung der Wettbewerbsfähigkeit einer der 
beiden Gruppen gedacht wäre. Eine solche Gefähr- 
dung sei jedoch nicht zu erkennen. Damit bestehe 
kein Anlaß, die Frage der Neuberechnung der 
Steuer aufzugreifen. 

4. Der Vorlagebericht fährt dann wörtlich fort: 

Wenn aber dennoch dem Initiativgesetzentwurf 
entsprechend der § 160 Abs. 2 BranntwMonG 
geändert und dabei die Ergebnisse der Be- 
triebsprüfungen zugrunde gelegt werden sol- 
len, dann sollten hierfür die . . . im gewogenen 
Mittel gefundenen, auf die Gesamtstruktur der 
Gärungsessiigindustrie bezogenen und auf die 
Verkaufsausbeute . . . abgestellten Werte zu- 
grunde gelegt werden. Entsprechend sollte bei 
der Essigsäureindustrie das gewogene Mittel 
der Karbideinsatzmenge, des Karbidpreises 
und des Verarbeitungskostenzuschlages . . . 
angesetzt werden. Dabei ist davon ausgegan- 
gen worden, daß das gewogene Mittel der Prü- 
fungsergebnisse und deren Projektion auf alle 
Gärungsesisigbetriebe unter Berücksichtigung 
des Branntweinbezuges der einzelnen Betriebe 
(gewichtete Projektion) zu dem zutreffendsten 
Ergebnis führt. Die Verkaufsausbeute ist ge- 
wählt worden, weil alle Branntwein Verluste 
vom Eingang des Branntweins in den Betrieb 
bis zum Ausgang des fertigen Essigs in die 
Mehrbelastung der Gärungsessigindustrie ein- 
gehen und die gesamte Mehrbelastung durch 
die Erhebung der Essigsäuresteuer ausge- 
glichen werden soll. 

Nach Auswertung der gefundenen Werte sollte 
der § 160 Abs. 2 BranntwMonG wie folgt gefaßt 
werden: 

„Die Steuer beträgt für 100 kg wasserfreie 
Säure 30 DM, wenn der Essigbranntweinpreis (§ 92 
Abs. 1) im Zeitpunkt der Steuerschuld 83,20 DM 
für 1 hl Weingeist beträgt; die Steuer erhöht oder 
ermäßigt sich für jede DM, um die der Essigbrannt- 


weinpreis höher oder niedriger ist als 83,20 DM 
um 1,20 DM. Die so errechne te Steuer für 100 kg 
wasserfreie Säure ist auf volle 10 Pf nach .unten 
abzurunden.“ 

Beim gegenwärtigen Essigbranntweinpreis von 
210 DM/hl würde sich danach eine Essigsäuresteuer 
von 182,10 DM/100 kg Säure ergeben. Das würde 
gegenüber dem derzeit geltenden Steuersatz von 
240,20 DM/100 kg wasserfreie Säure zu einem Min- 
deraufkommen von jährlich etwa 1,8 bis 2 Mio DM 
führen. 

5. Die beteiligten Wirtschaftskreise, der Verband 
der deutschen Essigindustrie und der Fachverband 
Essigsäureindustrie haben nach der Besprechung 
der zusammengefaßten Prüfungsergebnisise einen 
eingehenden Meinungsaustausch gepflogen und 
dem Bundesminister der Finanzen mitgeteilt, sie 
hätten „auf Grund der Ergebnisse der (amtlichen 
Prüfungen, sowie unter Berücksichtigung der mit- 
telständischen Struktur der Gärungsessigindustrie“ 
sich auf einen gemeinsamen Vorschlag für die Neu- 
fassung des § 160 Abs. 2 BranntwMonG geeinigt, 
der gleichzeitig „die bisherige Gesetzessystematik 
und den Charakter der Essigsäuresteuer als eine 
Ausgleichsbelastung“ aufrechterhält. Die Verbände 
sind dabei von einer 84%igen Ausbeute, 
einem entsprechenden Umrechnungsfaktor von 1,19 
(119 1 Essigbranntwein ergeben 100 kg Gärungs- 
essig) ausgegangen und haben auf der Seite der 
Essigsäure 70 DM Karbid- und VerarbeitungiS- 
k osten für 100 kg wasserfreie Säure angesetzt. 

Auf Grund dieses Vorschlages wäre der § 160 
Abs. 2 BrannntwMonG wie folgt zu fassen: 

„Die Steuer beträgt für 100 kg wasserfreier 
Säure 30 DM, wenn der Essigbranntweinpreis 
(§ 92 Abs. 1) im Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuerschuld 84 DM für 1 hl Weingeist beträgt. 
Die Steuer erhöht oder ermäßigt sich für jede DM, 
um die der Essig branntweinpreis höher oder 
niedriger ist als 84 DM, um 1,19 DM. Die so errech- 
nete Steuer für 100 kg wasserfreier Säure ist auf 
volle 10 Pf nach unten abzurunden.“ 

Das würde zu einer Essigsäuresteuer von 179,90 
DM/100 kg und zu einem Minderaufkommen in 
etwa der gleichen Höhe führen (1,8 bis 2 Mio DM), 
wie es sich bei dem Vorschlag des Bundesministers 
der Finanzen (Nr. 4 letzter Absatz) ergibt. 

6. Unter Hinweis darauf, daß auch die gegenwär- 
tig geltende Fassung des § 160 Abs. 2 Branntw- 
MonG auf einen gemeinsamen Vorschlag beider In- 
dustriegruppen zurückgeht, haben die Verbände ge- 
beten, das Bundesfinanzministerium möge sich — 
wie 1929 das ReichsfinanzminLsterium — dem Vor- 
schlag anschließen und ihn dem Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen zur Annahme empfeh- 
len. 

Der Bundesminister der Finanzen hat dieser An- 
regung entsprochen und dem Ausschuß mitgeteilt: 
Da der Vorschlag der beteiligten Wirtschafts- 
kreise im Ergebnis kaum von dem oben darge- 
legten (gemeint ist der in Nr. 4 erwähnte 
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Vorschlag) abweicht und da mit der Annahme 
dieses Vorschlages . . . unnötige und unfrucht- 
bare Erörterungen über die im Verlaufe der 
Prüfungen aufgetretenen Streitfragen (Wahl der 
Verkaufs- oder der Produktionsausbeute, Ein- 
satz des theoretischen oder praktischen Aus- 
beutesatzes, Frage des vergleichbaren Vorpro- 
duktes Acetylen oder Acetaldehyd) vermieden 
werden können, bestehen unter dem Vorbe- 
halt der oben dargelegten (Nr. 3) grundsätz- 
lichen Auffassung über die Notwendigkeit 
einer Gesetzesänderung, keine Bedenken, die- 
sem Wunsche nachzukommen. 


7. Nach kurzer Aussprache in der 119. Sitzung 
am 6. Mai 1957 schloß sich der Ausschuß dem ge- 
meinsamen Vorschlag der beteiligten Wirtschafts- 
verbände an, der die ausgewerteten Betriebsprü- 
fungsergebnisse in vollem Umfange berücksichtigt. 
Er schlägt dem Bundestag die Annahme des Ge- 
setzentwurfs in der anliegenden Fassung vor. 

Bonn, den 20. Mai 1957 

Krammig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1963 — in der 
nachstehenden Fassung amzunehmen. 

Bonn, den 6. Mai 1957 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
Dr. Wellhausen Krammig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 

Artikel I 

§ 160 Abs. 2 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 8. April 1922 (Reichsge- 
setzbl. I S. 405) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 21. Mai 1929 (Reidhsge- 
setzbl. I S. 99) wird wie folgt geändert: 

„Die Steuer beträgt für 100 Kilogramm 
wasserfreier Säure 30 Deutsche Mark, wenn 
der Essigbranntweinpreis (§ 92 Abs. 1) im 
Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld 
84 Deutsche Mark für 1 Hektoliter Wein- 
geist beträgt. Die Steuer erhöht oder er- 
mäßigt sich für jede Deutsche Mark, um die 
der Essigbranntweinpreis höher oder niedri- 
ger ist als 84 Deutsche Mark, um 1,19 
Deutsche Mark. Die so errechnete Steuer für 
100 Kilogramm wasserfreier Säure ist auf 
volle 10 Deutsche Pfennige nach unten abzu- 
runden." 


Artikeln 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 
Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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